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Wissenscha ftl ich-tech n ische r Fo rtsch ri tt 
und sozialistisches Arbeitsrecht
Dr. PETER SANDER, wiss. Oberassistent, und Prof. Dr. sc. WERA THIEL, 
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

Sozialer Fortschritt ist ohne wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt immöglich.- Die ökonomische und soziale Wirk­
samkeit des Wissenschaftlich-technischen Fortschritts zu er­
höhen und die Vorzüge des Sozialismus mit den Errungen­
schaften der wissenschaftlich-technischen Revolution organisch 
miteinander zu verbinden ist deshalb erklärtes Ziel der Poli­
tik der Partei der Arbeiterklasse. Hierbei gilt es — entspre­
chend der auf dem X. Parteitag der SED beschlossenen öko­
nomischen Strategie —, „einen neuen Schritt“1 zu tun, um 
eine leistungsfähige materiell-technische Basis zu schaffen, 
die ein stabiles Wirtschaftswachstum, hohe Arbeitsprodukti­
vität und Effektivität der gesellschaftlichen Arbeit ermög­
licht. Der Hauptweg dazu ist die Intensivierung der gesell­
schaftlichen Produktion.

Eine entscheidende Aufgabe von Staat und Recht besteht 
darin, diese Prozesse zu leiten, zu organisieren und zu ge­
stalten. Das ist eine Herausforderung auch an die Rechtswis­
senschaft — geht es doch darum, die Möglichkeiten des sozia­
listischen Rechts zur Beschleunigung des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts in vollem Umfang auszuschöpfen, je­
doch zugleich seine Grenzen zu bestimmen.1 2 Alle juristischen 
Zweigdisziplinen sind gehalten, konzeptionelle Überlegungen 
über die Zusammenhänge zwischen dem wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt, den Möglichkeiten und Erfordernissen 
seiner Beschleunigung und den Aufgaben des jeweiligen 
Rechtszweigs anzustellen.

Rechtstheoretische Ausgangspositionen 
für die Untersuchung der Einflußmöglichkeiten 
des Arbeitsrechts auf die Beschleunigung 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts

Zur Klärung der Frage nach dem Einsatz und der Wirksam­
keit des sozialistischen Arbeitsrechts bei der Beschleunigung 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts ist von zwei 
Grundpositionen auszugehen:

a) Der wissenschaftlich-technische Fortschritt bildet letzt­
lich die entscheidende Grundlage des g e s e l l s c h a f t l i ­
c h e n  Fortschritts.3

b) Dem wissenschaftlich-technischen Fortschritt kommt die 
bestimmende Funktion bei der vollständigen Umstellung der 
Volkswirtschaft auf den intensiven Weg des Wachstums zu.4

Sollen in dem Zusammenhang die Möglichkeiten des Ar­
beitsrechts erschlossen werden, kann der Ausgangspunkt nicht 
der wissenschaftlich-technische Fortschritt „als solcher“, son­
dern nur der soziale Prozeß seiner Gestaltung sein.

Die Einsatzmöglichkeiten des Arbeitsrechts, seine die wis­
senschaftlich-technische Entwicklung sichernde, regelnde und 
möglicherweise auch befördernde Funktion können nur den 
Produktionsverhältnissen entspringen, die letztlich nichts an­
deres sind als die notwendige Bewegungsform der Produk­
tivkräfte. Um herauszufinden, was das Arbeitsrecht in diesem 
Prozeß objektiv bewirken kann, muß vom erreichten Niveau 
und von der zu erreichenden Entwicklung der Arbeitsverhält­
nisse (als einer Erscheinungsform der Produktionsverhält­
nisse) und damit vom Kern der den Regelungsgegenstand 
des Arbeitsrechts bildenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
ausgegangen werden.

Wir stimmen K. A. M о 11 n au zu, daß es auch unter den 
Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolution 
keinen Grund gibt, „direkt oder indirekt die Definition der 
marxistdsch-lemnistischen Rechtstheorie in Frage zu stellen, 
wonach das Regelungsobjekt des Rechts aus klassengesell­
schaftlichen Verhältnissen besteht“.5 Auch das Arbeitsrecht 
regelt weder Technik oder technische Arbeitsverhältnisse6, 
noch bewirkt es unmittelbar die technische Entwicklung 
selbst. Was es aber bewirken kann, ist ein bestimmtes Ver­
halten der Werktätigen zur Entwicklung, zum Einsatz und 
zur Ausnutzung der Technik und damit ein bestimmtes Pro­
duktionsverhalten oder — im weiteren Sinne — Arbeitsver­
halten. Auch das Verhalten der Menschen zum wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt muß „produziert“ werden.

Wir wollen den Versuch unternehmen, die Möglichkeiten 
des Arbeitsrechts bei der Herausbildung eines den gesell­
schaftlichen Arbeitsverhältnissen und ihrer Entwicklung adä­

quaten Verhaltens der Werktätigen an einigen Punkten anzu­
deuten. Dabei gehen wir von folgendem aus:

1. Das Arbeitsrecht realisiert sich, wie alles Recht, „nicht 
im Selbstlauf als Faktor der Beschleunigung des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts“7, sondern nur in Wechselwir­
kung mit vielfältigen anderen Faktoren.

2. Das Arbeitsrecht kann nur dann die von ihm ausgehen­
den und in seinen Aufgaben formulierten Wirkungen zeiti­
gen, wenn es sich in Übereinstimmung mit den materiellen 
Verhältnissen befindet, wenn sein Inhalt ihnen entspricht und 
nicht als „Ersatz“ für ökonomische Lösungen fungiert. Vom 
Recht gestaltete Verhältnisse müssen, will das Recht beför­
dernd wirken, immer den materiell „produzierten“ Verhal­
tensbedingungen entsprechen.

3. Auch im Zusammenhang mit dem wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt bedeutet wachsende oder aktive Rolle des 
Rechts immer nur Aktivierung der an Rechtsverhältnissen 
des Arbeitsrechts beteiligten Subjekte, vornehmlich der Werk­
tätigen mit und ohne Leitungsbefugnisse. Es ist zu untersu­
chen, ob und inwieweit das Arbeitsrecht als Triebkraft8 9 10 11 * * * zur 
Motivierung der Werktätigen wirken kann, in Übereinstim­
mung mit den qualitativ neuen Anforderungen der Arbeits­
verhältnisse zunehmend schöpferisch zu handeln.3 Auch hier­
bei ist zu berücksichtigen, daß neues oder aktives Verhalten 
aus den materiellen Verhältnissen erwachsen muß und erst 
auf dieser Basis durch vielfältige Formen der Leitung durch­
gesetzt werden kann.

Die gelegentlich anzutreffende Formulierung, „das sozia­
listische Arbeitsrecht als wichtiges Leitungsinstrument des 
Staates“ habe „auch einen fundamentalen Beitrag zum wis­
senschaftlich-technischen Fortschritt in der DDR zu leisten“16, 
ist zumindest illusionär und wird uns in der Erkenntnis der 
tatsächlichen Möglichkeiten und Wirkungen des Arbeitsrechts 
nicht weiterbringen.11 Gegen die These, daß das Arbeitsrecht 
die Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts u n m i t t e l b a r  beeinflussen kann, melden wir 
prinzipielle Bedenken an.

Die intensiv erweiterte Reproduktion als „dauernde Be-
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